
LinksEXTREM
In Leipzig, Hamburg und Berlin gehen Linksextreme immer brutaler gegen

Vertreter des Staats und politische Gegner vor. Verfassungsschützer
warnen jetzt vor der Entwicklung neuer terroristischer Strukturen.

Die Extremisten bekommen dabei Unterstützung von denen, die eigentlich
den Rechtsstaat verteidigen sollten: Parlamentarier und Mandatsträger

spielen für die radikale Szene eine wichtige Rolle. 
Eine Recherche von Ibrahim Naber und Lennart Pfahler
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Silvesternacht mit Folgen:
Die gewaltätigen 
Zusammenstöße zwischen
Linksextremisten und
Polizei beim Jahreswechsel
2019/2020 sorgten 
bundesweit für Entsetzen

Leipzig, im Herbst
2020: Die Ausschreitun-
gen der linken Szene in
Connewitz erreichen
einen neuen Höhepunkt.
In den Wochen zuvor
waren zwei Häuser neu
besetzt worden 
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An einem Herbstabend fliegt in Leipzig-
Connewitz die Tür einer Altbauwohnung
auf. Beamte der Mobilen Einsatzgruppe
des LKA Sachsen stürmen die Wohnge-
meinschaft dreier junger Männer in der
Brandstraße. Sie sind hier wegen einem
von ihnen, Janis R. – der 35-Jährige steht
unter Verdacht, einer kriminellen links-
extremen Vereinigung anzugehören. Ge-
zielt und brutal sollen deren Angehörige
mehrere politische Gegner angegriffen
haben. Die schriftliche Zusammenfas-
sung des Einsatzes liegt WELT AM
SONNTAG vor.

Rund zehn Minuten lang durchkäm-
men die Beamten am diesem 5. Novem-
ber 2020 die Wohnung. Dann taucht im
Treppenaufgang eine Person auf. Um
18:20 Uhr, 10 Minuten, nachdem der Ein-
satz begonnen hat, das notieren Polizis-
ten später, trifft „Frau Juliane Nagel“ ein.
Nagel ist Abgeordnete der Linken im
Sächsischen Landtag und Stadträtin in
Leipzig. Der 42-Jährigen eilt der Ruf vo-
raus, bestens in der linksradikalen Szene
der Stadt vernetzt zu sein. Nagel disku-
tiert im Treppenhaus kurz mit zwei Poli-
zisten, spricht rund fünf Minuten mit ei-
nem der Mitbewohner des Beschuldigten.
Dann verlässt sie das Gebäude wieder.
Um 18:49 Uhr setzt sie auf dem Kurznach-
richtendienst Twitter einen Tweet über
die Hausdurchsuchung ab. Kurz darauf
fliegen Steine auf die Beamten.

Die Polizei protokollierte: „Circa 1
Stunde später wird das vor dem Haus ge-
parkte Einsatzfahrzeug der beiden Kolle-
gen (…) angegriffen.“ Die mutmaßlichen
Täter selbst beschreiben ihre Attacke auf
der linksradikalen Online-Plattform „In-
dymedia“ plastischer. Sie hätten den
Dienstwagen der „durchsuchenden Bul-
len“ mit Steinen beworfen, steht dort.
Und: „Als ein vermummter Bulle in Zivil
mit einer schusssicheren Schutzweste im
Hauseingang seinem Auto zu Hilfe eilen
wollte, schmissen wir kurzerhand die
restlichen Steine durch die verglaste
Haustür auf ihn.“ 

Das, was vor wenigen Monaten in Leip-
zig passierte, war mehr als nur eine ein-
zelne Durchsuchung, es war eine konzer-
tierte Aktion an insgesamt drei Orten.
Ein solches Durchgreifen bei Linksextre-
men hat es seit Jahren nicht gegeben. Es
kam zu einer Festnahme. Der Vorfall um
Juliane Nagel war dabei nur eine Randno-
tiz. Doch er gibt einen Hinweis darauf,
dass es mitunter Kontakte zwischen
Linksextremisten und Parlamentariern
gibt, die weder oberflächlich noch folgen-
los sind. Nicht nur in Leipzig, sondern
bundesweit gibt es Verbindungen zwi-
schen Politik und Radikalen, teilweise ge-
hören sie der gleichen Szene an; Man-
datsträger agieren als verlängerter Arm
von Aktivisten, die den demokratischen
Rechtsstaat abschaffen wollen, und bie-
ten ihnen konkrete politische Unterstüt-
zung. Die Brücken, die so entstehen, rei-
chen hinein in Bezirksämter und den
Bundestag. 

Besonders eine Entwicklung alarmiert
den Verfassungsschutz: Grenzen, die vor
Kurzem noch existierten, würden heute
nicht mehr gelten. „Wir sehen aktuell,
dass die Gewalt sich hemmungslos ge-
gen die Staatsmacht, aber auch gegen
politische Gegner richtet“, sagt Thomas
Haldenwang, Präsident des Bundesamts
für Verfassungsschutz (BfV), WELT AM
SONNTAG. Täter nähmen hierbei
schwere körperliche Verletzungen bis
hin zum „möglichen Tod von Menschen“
billigend in Kauf. Es hätten sich klandes-
tine Gruppierungen herausgebildet. Ihre
Militanz gehe einen entscheidenden
Schritt über relativ spontane Aktionen
etwa am Rande legaler Demonstrationen
hinaus. „Wir müssen im Blick behalten“,
so Haldenwang, „ob diese Radikalisie-
rung sich zu terroristischen Strukturen
hin entwickelt.“

Eine Sonderrolle bei den Verbindun-
gen zwischen denen, die durch demokra-
tische Wahlen legitimiert wurden, und
den Vertretern der Radikalen spielen da-

bei Splittergruppen der Partei Die Linke.
Sie heißen Antikapitalistische Linke, So-
zialistische Linke oder Marx21. Viele die-
ser Gruppierungen wurden nach der
Jahrtausendwende mit dem Ziel gegrün-
det, radikale Ideen innerhalb der Links-
partei voranzutreiben. Von den rund
60.000 Linken-Mitgliedern rechnen sich
nur wenige Tausende derartigen Verbän-
den zu. Das scheint verschwindend ge-
ring. Doch ihr politischer Einfluss auf den
Kurs der Partei ist groß, vor allem weil
mindestens 15 von den 69 Bundestagsab-
geordneten der Linken Mitglied einer
oder mehrerer dieser Gruppierungen
sind (siehe Beitext). 

Wie groß die Akzeptanz für radikale
Haltungen bisweilen ist, zeigte im ver-
gangenen Jahr der Fall von Barbara Bor-
chardt. Die Juristin ist Mitglied der Lin-
ken und auch der vom Verfassungsschutz
beobachteten Antikapitalistischen Lin-
ken. Unter anderem mit Stimmen von

CDU und SPD wurde sie zur Richterin am
Landesverfassungsgericht in Mecklen-
burg-Vorpommern gewählt. BfV-Präsi-
dent Haldenwang nannte den Vorgang
„unerträglich“. 

Es sind heute oft Themen der bürgerli-
chen Mitte, bei denen es zum Schulter-
schluss mit Radikalen kommt: Umwelt-
schutz, Wohnungsnot, die Folgen der
Globalisierung. Beim G-20-Gipfel 2017 in
Hamburg gingen Zehntausende auf die
Straße, darunter Gewerkschafter und Kir-
chenvertreter. In Erinnerung blieben Bil-
der von Vermummten, die Autos anzün-
deten und Polizisten mit Betonplatten

bewarfen. Auch die Proteste im Hamba-
cher Forst gingen einst von Anwohnern
aus, bevor Radikale die Bäume besetzten
und Beamte mit Böllern oder Kot bewar-
fen. Das Radikalisierungskonzept ist oft
ähnlich: Eine Protestbewegung wird be-
setzt, um dann aus ihr zu rekrutieren.

Die wichtigsten Rückzugsräume der
gewaltbereiten Linken lassen sich klar
verorten: Leipzig, Berlin, Hamburg. Dort
gibt es ganze Wohnviertel, die eine hohe
Symbolkraft haben, auf ihre jeweils eige-
ne Weise. 

Berlin: die alte Dame der Szene, wo der
Kampf um die letzten besetzten Häuser
eingesetzt hat. Und wo die Sympathisan-
ten der Szene längst auf wichtigen politi-
schen Posten sitzen. 

Hamburg: wo vor wenigen Jahren erst
ganze Straßenzüge zum Schauplatz von
Kämpfen mit der Polizei wurden. Die
G20-Proteste waren wie ein Brandbe-
schleuniger für die Szene, die jetzt offen-
siv Politiker angreift.

Leipzig: die Stadt im Osten, noch im-
mer schroff, extrem in vielerlei Hinsicht,
wo in Connewitz Linksextremisten ihr
Viertel ausgemacht haben. Wer her-
kommt und nicht erwünscht ist, der wird
vertrieben, auch mit Gewalt.

Alle drei Städte bieten den Radikalen
laut Verfassungsschutz „ein breites sym-
pathisierendes und anlassbezogen mobi-
lisierbares Szeneumfeld“. Sprich: Bürger
und Politiker, die ihnen etwa bei Demons-
trationen zur Seite stehen.

LEIPZIG
Wie es inzwischen aussieht, wenn die ra-
dikale Linke in Leipzig einen Aufmarsch
ankündigt, zeigte sich am 12. September
2020. Mehr als 1000 Beamte riegeln das
Zentrum ab, in den Seitengassen stehen
Wasserwerfer, am Himmel kreisen Heli-
kopter. Sachsens Polizei will Stärke de-
monstrieren, sich nicht wieder überrum-
peln lassen. Eine Woche zuvor war es bei
einer Spontandemo in Connewitz zu Aus-
schreitungen gekommen. Aus einem Pulk
von mehr als 200 Vermummten flogen
Feuerwerkskörper auf den Balkon einer
Neubauwohnung. Fotografen dokumen-
tierten Jagdszenen zwischen Beamten
und Randalierern.

Leipzig-Connewitz gilt seit ein paar
Jahren als Symbol für den deutschen
Linksradikalismus. Auch die Hausdurch-
suchung bei Janis R. fand hier statt. Die

Gruppe, der er angehören soll, führte
mutmaßlich die 26-jährige Studentin Lina
E. an. Zusammen, so der Vorwurf, prügel-
ten sie Personen aus dem radikal rechten
Spektrum krankenhausreif. Mit Fäusten,
Hämmern, Eisenstangen. In einem von
der Polizei abgehörten Gespräch soll ein
Mitglied der Gruppe mit einem Mitstrei-
ter darüber gesprochen haben, noch ei-
nen Schritt weiter zu gehen. Sollten sich
die politischen Ideen der AfD weiter ver-
breiten, könne es dazu kommen, dass er
bei einer rechten Kundgebung Personen
erschieße. 

Spricht man Polizeibeamte auf die ra-
dikale Szene in Leipzig an, dauert es nicht
lange, bis der Name Juliane Nagel fällt –
gefolgt von einem Augenrollen. Die Poli-
tikerin gilt als Dreh- und Angelpunkt der

Szene. Sie meldet Demonstrationen an,
die dann häufig eskalieren, und agitiert in
den sozialen Medien gegen die Polizei.
Als Linksradikale in Connewitz an Silves-
ter 2019 Polizisten mit Pyrotechnik an-
griffen, schrieb Nagel noch in der Nacht
bei Twitter, es habe „ekelhafte Polizeige-
walt“ gegeben und „kalkulierte Provoka-
tionen“ durch die Beamten. 

Ein hoher Polizist ist überzeugt: „Zwi-
schen Nagel selbst und den Gewalttätern
liegt höchstens eine Ebene.“ Soll heißen:
Die Linken-Politikerin kenne zumindest
Leute, die gewaltbereiten Extremisten
nahestehen. Nagel, das nehmen die Be-
hörden an, besitzt in Leipzig eine zentra-
le Brückenfunktion zwischen Parlament
und Straße. Nach der Festnahme von Li-
na E. seien Menschen in ihr Büro gekom-

men und hätten sie gefragt, wie sie der
Verdächtigen helfen könnten, so schilder-
te die Linken-Politikerin selbst es der
„Leipziger Volkszeitung“. Auf Nachfrage
von WELT AM SONNTAG sagte Nagel,
dies sei gängige Praxis. In ihrem Büro be-
kämen Menschen, die von Repression be-
troffen seien, Empfehlungen für juristi-
sche Unterstützung. Lina E. kenne sie
selbst „flüchtig vom Sehen“.

BERLIN
Was für Leipzigs Linksradikale Conne-
witz symbolisiert, ist für Berlins Szene
heute der Kiez rund um die Rigaer Straße.
Hier, im Stadtteil Friedrichshain, zwi-
schen Kitas und Bäckereien, haben Auto-
nome ihre Parolen an Fassaden besetzter
Häuser gesprüht. „Unsere Leidenschaft

tannien – für eine Räumung des Hauses
ein. Bereits vor fünf Jahren brachen Un-
bekannte in sein Büro ein, stahlen Bilder
seiner Kinder und vertrauliche Akten, die
seither im Internet stehen. Seit Jahren
häufen sich solche Attacken und Todes-
drohungen gegen Eigentümer umkämpf-
ter Häuser und ihre Vertreter. Einige ste-
hen unter Polizeischutz. 

Berlins Besetzerszene hat eine lange
Vorgeschichte. Bereits Anfang der 70er-
Jahre wurden erste Häuser eingenom-
men. Damals ging es vor allem um Wohn-
raum, der trotz Leerstands in der Stadt
knapp war. Nach dem Fall der Mauer kam
es zu einer zweiten Hochzeit an Beset-
zungen. Es gab regelrechte Häuserkämp-
fe zwischen Beamten und Radikalen. Vie-
le der Objekte wurden im Rahmen von
massiven Polizeieinsätzen geräumt oder
in legale Mietverhältnisse überführt. Die
„Rigaer94“ steht noch immer. Ihre Unter-
stützer sitzen auch in Parlamenten und
Behörden, das zeigen interne Unterlagen.

Bei einer Hausbegehung 2016 stellten
Polizisten in der „Rigaer94“ erhebliche

Mängel fest, die im Brandfall zu einer
„Gefahrenlage“ führen würden. Die Poli-
zei drängte in einem Schreiben an den
Bezirk, dass er handeln müsse. Trotz wei-
terer Gefahrenwarnungen auch durch die
Berliner Feuerwehr erklärte die grüne Be-
zirksbürgermeisterin Monika Herrmann
das Thema per Schreiben an Innensenat-
or Andreas Geisel (SPD) im Juni 2017 für
beendet: „Eine Brandschutzgefährdung
kann (...) unsererseits nicht gesehen und
festgestellt werden.“ Der Bezirk lässt das
Haus der Radikalen unberührt. Bekannt
wurde dies erst drei Jahre später, als das
ARD-Magazin „Kontraste“ erstmals darü-
ber berichteten. 

LEIPZIG
Juliane Nagel sitzt in ihrem Connewitzer
Abgeordneten-Büro „Linxxnet“ und
schenkt Kaffee ein. Hinter ihr an der Tür
klebt ein Plakat, das unter anderen den
sächsischen Ministerpräsidenten Michael
Kretschmer und seinen Innenminister
Roland Wöller (beide CDU) zeigt. „Säch-
stremisten“ steht darüber. Das sei ein Ge-
schenk der Linksjugend gewesen, sagt
Nagel, finde sie lustig. Nur wenige Häuser
von ihrem Büro entfernt fand Anfang No-
vember die Razzia zur mutmaßlichen Zel-
le um Lina E. und Janis R. statt. Vorwürfe,
sie trage Mitschuld an Ausschreitungen,
streitet Nagel ab – und zwar schon seit
Jahren. Es gebe Teile der Szene, die nicht
von Politikern repräsentiert werden woll-
ten. Selbst von ihr nicht.

Ganz so wichtig scheint diese Distanz
aber dann doch nicht zu sein. Nagel stellt
ihr Büro regelmäßig dem Verein Rote Hil-
fe zur Verfügung. Jeden Freitag um 17:30
Uhr hält dieser dort seine Sprechstunde
ab. Selbst bezeichnet sich der Verein als
„Solidaritätsorganisation“. Die Bundesre-
gierung hingegen spricht von einer Verei-
nigung, die „linksmotivierten Straf- und
Gewalttätern politische und finanzielle
Unterstützung“ biete. Konkret kommt
die Rote Hilfe immer dann ins Spiel,
wenn Personen aus der Szene mit dem
Gesetz in Konflikt geraten; sie organisiert
Rechtsbeistand, Spendenkonten, ruft öf-
fentlich zu Solidarität auf. 

Auch im Fall Lina E. nimmt die Rote
Hilfe Spenden für Prozesskosten entge-
gen, Verwendungszweck: „unverzagt“.
Bereits im Sommer 2020 sollen Mitglie-
der der mutmaßlichen Gruppierung um
E. untereinander über eine mögliche Mo-
bilisierungskampagne für den Fall dro-
hender Festnahmen gesprochen haben.
Es gehe darum, die Ermittlungen der Po-
lizei als Repression gegen Antifaschisten
darzustellen, um in der Szene Unterstüt-
zung zu generieren. 

DIE FRAGE DER
FINANZIERUNG
Der Politikwissenschaftler Tom Manne-
witz von der TU Chemnitz sieht genau
hier ein Betätigungsfeld der Roten Hilfe.
Es gehe dieser zwar zum einen um den le-
gitimen Einsatz für die Rechte von Ange-
klagten. Zum anderen sei der Verein aber
auch eine politische Organisation, die im-
mer wieder versuche, den demokrati-
schen Verfassungsstaat zu delegitimieren
– etwa, wenn tatsächlich Militante als
„politische Gefangene“ bezeichnet wür-
den. Eine klare Abgrenzung fehlt. 2016 so-
lidarisierte die Rote Hilfe sich mit noch
flüchtigen langjährigen RAF-Terroristen:
„Lasst euch nicht erwischen!“

Auch in Darmstadt und München
stellt die Partei Die Linke der Roten Hil-
fe Bürofläche zur Verfügung. In Dort-
mund teilt mit Ulla Jelpke sogar die in-
nenpolitische Sprecherin der Bundes-
tagsfraktion ihre Räumlichkeiten mit
dem Verein. Sie erklärt auf Anfrage, es
sei ihr unbegreiflich, wie das BfV die Ar-
beit der Roten Hilfe verfassungsfeind-
lich nennen könne. Aber ein „von alten
Nazis aufgebauter Geheimdienst“ sei für
sie auch keine Referenz.

Andere Linken-Bundestagsabgeordne-
te wie Norbert Müller und Kathrin Vogler
bekennen sich öffentlich zu Spenden an

die Rote Hilfe. Der Verein hat mehr als
10.000 Mitglieder – Tendenz zuletzt stark
steigend. Online ist von einem Mitglieds-
beitrag von 90 Euro im Jahr die Rede.
Wer Solidarität beweisen möchte, kann
mehr zahlen. Hochgerechnet würden so
mindestens 900.000 Euro im Jahr zu-
sammenkommen – mutmaßlich deutlich
mehr. Auf Nachfrage teilt die Rote Hilfe
mit, im vergangenen Jahr 656.619 Euro
für die juristische Verteidigung von Ange-
klagten, Kampagnen und andere Dinge
ausgegeben zu haben.

Sicherheitsbehörden tun sich schwer,
solche Finanzierungsströme nachzuver-
folgen. Häufig sind es Gelder, die für de-
mokratiebildende Projekte gedacht wa-
ren, die dann über Umwege auch bei ei-
ner radikalen Klientel landen. Extremis-
musforscher Rudolf van Hüllen warnte
vor einigen Jahren vor einer gesellschaft-
lichen Normalisierung des Linksextre-
mismus, die Radikalen auch den Zugang
zu öffentlichen Geldern ermögliche. Die
Finanztöpfe seien reichlich gefüllt, die
gesellschaftliche Stimmung günstig. 

Zumindest schlaglichtartig lässt sich
sehen, wie öffentliche Gelder an Vertre-
ter des linksextremen Randes fließen. In
mehreren Städten finanzieren Kommu-
nen zum Beispiel Szenetreffpunkte. In
Freiburg erlässt die Stadt dem Kulturtreff
„KTS“ jährlich mehr als 180.000 Euro
Miete. „Gegen Nazis, Bullen, Justiz und
Kapitalismus“, prangt an der Fassade des
mehrstöckigen Gebäudes, in dem unter
anderem „Solikonzerte“ und Vorträge
über die „Repressionsbehörden“ stattfin-
den. Der Verfassungsschutz hat mehrfach
Bezugspunkte zu Linksextremisten fest-
gestellt. Bei einer Razzia in dem Jugend-
treff beschlagnahmten Beamte 2017 auch
Waffen.

An zahlreichen großen deutschen Uni-
versitäten fließen Teile der Studienge-
bühren in Projekte mit Anknüpfungs-
punkten in die linksradikale Szene. An
der Universität Köln etwa bezuschussen
alle Studenten mit ihrem Semesterbei-
trag den „Antifa Arbeitskreis“. So hat es
der Allgemeine Studierenden-Ausschuss
(Asta) beschlossen. Der Arbeitskreis wird
vom Verfassungsschutz als „linksextre-
mistisch“ eingestuft und beobachtet. 

An der Goethe-Universität in Frank-
furt am Main hat der Asta ein „Antifa-
schismus-Antirassismus-Antidiskriminie-
rungs-Referat“ eingerichtet. Die Face-
bookseite der Gruppe schmückt das Foto
zweier russischer Soldatinnen der Roten
Armee. In Thüringen landeten Steuergel-
der im Jahr 2018 über Umwege bei der
Roten Hilfe. Heike Werner, die linke Sozi-
alministerin des Landes, hatte die mit
dem Verein verbundene Initiative „Anti-
rassistischer Ratschlag Thüringen“ mit
dem Demokratiepreis des Freistaats Thü-
ringen ausgezeichnet. 

Der Sprecher der linksextremen Grup-
pierung Antikapitalistische Linke, Tim
Fürup, sprach im März 2020 auf einer
Strategiekonferenz der Linken eine Stra-
tegie der Szene offen aus. Man wolle
„Staatsknete im Parlament“ und „Infor-
mationen aus dem Staatsapparat abgrei-
fen“, um sie der „außerparlamentarischen
Bewegung“ zuzuspielen. Fürup verlor sei-
ne Anstellung bei Bundestagsabgeordne-
ten der Linken, nachdem ein Video seiner
Rede den Weg ins Internet fand.

BERLIN
In Berlin Kreuzberg, ein paar Kilometer
von der Rigaer Straße entfernt, hat ein
Mann sein Büro, der als „Mini-Robin-
Hood“ bundesweit Schlagzeilen macht.
Florian Schmidt, grüner Baustadtrat, hat
den Immobiliengesellschaften dieser
Welt den Kampf angesagt. Über das Vor-
kaufsrecht des Bezirks möchte er Häuser
zurückkaufen und Spekulanten vertrei-
ben. „Wir haben der Welt gezeigt, dass
Dinge bei uns anders laufen“, sagte der
46-Jährige kürzlich in einem Podcast.

Ähnlich radikal hat sich Schmidt über
Jahre für Hausbesetzer in Friedrichshain
eingesetzt. 2017 eskalierte der Konflikt

um die „Rigaer94“ und die Baumängel,
bei der sich schon die Bezirksbürgermeis-
terin Herrmann Einmischung verbeten
hatte. Im Bezirksamt regte sich Wider-
stand gegen den damals neuen Baustadt-
rat Schmidt, der ebenfalls nicht ein-
schreiten wollte. Die Bau- und Woh-
nungsaufsicht wollte den Eigentümer mit
der Beseitigung der Brandschutzmängel
beauftragen. Doch Schmidt intervenierte:
Per Anweisung verbot er, ein entspre-
chendes Schreiben abzusenden. 

Der Leiter der Bauaufsicht sah sich zu
einem Schritt gezwungen, den ein Beam-
ter sehr selten geht: Er verfasste eine Be-
schwerde, im Behördendeutsch: Remons-
tration. Sie ist die Ultima Ratio, das Not-
signal von Beamten, um mutmaßlich un-
rechtmäßige Entscheidungen von Vorge-
setzten zu melden. Unbeeindruckt von
der Beschwerde verbot Schmidt Mitte
November 2018 erneut, von Amts wegen
gegen bauliche Missstände vorzugehen.
„Dies ist eine politische Entscheidung des
Bezirks“, heißt es in einem Vermerk. Ein
Jahr später, im November 2019, bekräftig-
te Schmidt diese Anweisung in einem
Schreiben an das Stadtentwicklungsamt.
Das Bezirksamt, so Schmidt, setze lieber
auf Gespräche und das „erfolgreiche
Prinzip der Deeskalation“.

Schmidt, gebürtiger Kölner, trat 2006
den Grünen bei. Schon bevor er 2016 zum
Baustadtrat aufstieg, engagierte er sich
für bezahlbaren Kultur- und Wohnraum,
als Aktivist. Er nennt sich auf Twitter
noch heute so. 

Er fiel nicht nur bei dem Konflikt um
die Rigaer Straße auf. Der Berliner Rech-
nungshof rügte ihn dafür, dass im Zusam-
menhang mit der für den Rückkauf von
Immobilien über das Vorkaufsrecht des
Bezirks gegründeten „Diese eG“ erhebli-
cher finanzieller Schaden entstanden
war. Anfang 2020 wurde dem Baustadtrat
vorgeworfen, Abgeordneten bei der Auf-
arbeitung unvollständige Akten vorlegt
zu haben. Er räumte formale Fehler ein,
wies ein Manipulation aber von sich.
Mittlerweile untersucht ein Untersu-
chungsausschuss den Skandal. „Schmidt
hat ein veritables Demokratieproblem“,
sagt Harald Georgii (SPD). Marlene
Heihsel (FDP), Mitglied der Bezirksver-
ordnetenversammlung, hält das Untätig-
bleiben für Strategie: „Linksextreme ge-
hören zur Folklore von Schmidts Bezirk,
weil es in seine Erzählung passt: ‚Wir ge-
gen den Rest der Welt!‘“

LEIPZIG
Im Gegensatz zu Schmidt ist die Leipzi-
gerin Nagel Oppositionspolitikerin und
hat damit keine direkte politische Macht.
Aber sie hat Möglichkeiten, um Druck auf
die Regierung auszuüben. Die parlamen-
tarische Anfrage ist eines der Instrumen-
te der Opposition, um an Informationen
über das Handeln der Regierung zu gelan-
gen. Das entspricht demokratischen Prin-
zipien. Doch eine Vielzahl von Anfragen
kann die Exekutive auch blockieren. Es
ist die gleiche Strategie, mit der auch
AfD-Politiker am rechten Rand auffallen.
Nagel hat allein im vergangenen Jahr
rund 350 solcher Anfragen gestellt. Vor al-
lem zu Abschiebungen von Migranten
und Polizeieinsätzen bei Demos. „Die will
uns lahmlegen“, klagt ein Beamter. Die
Beantwortung nehme viel Zeit in An-
spruch. Die Zeit fehle für Ermittlungen. 

Der zweite Akteur, der neben Nagel
immer wieder auffällt, wenn es um Brü-
cken in die linksextreme Szene der Stadt
geht, ist Jürgen Kasek. Der 40-Jährige
sitzt für die Grünen im Leipziger Stadt-
rat. Für junge Linke ist er eine Identifika-
tionsfigur. Kasek, der gern Schwarz trägt,
enge Hosen, modische Schnürstiefel, die
Haare zum Pferdeschwanz zusammenge-
bunden, spricht die Sprache der Szene.
Bei Versammlungen von Legida, Leipzi-
ger Ableger der völkischen Pegida-Protes-
te, stand Kasek in der ersten Reihe des
Gegenprotests. Mit Mitstreitern organi-
sierte er Busreisen, um auch in der Pro-
vinz rechte Aufmärsche zu blockieren. 

A

Juliane Nagel, Mitglied 
der Partei Die Linke und des 
sächsischen Landtages 

Gilt als Kopf einer linksextremen
Gruppe: Die Studentin Lina E. wurde
im vergangenen Herbst festgenommen 

Thomas Haldenwang, 
Präsident des Bundesamts 
für Verfassungsschutz

Zentrum der 
linksradikalen Szene:

Die Tür der 
teilbesetzten Rigaer
Straße 94 in Berlin
Friedrichshain. Um

das Haus tobt seit
Jahren ein Kampf 

Florian Schmidt von den Grünen, Baustadtrat des 
Berliner Bezirks Friedrichshain-Kreuzberg 

Erheblicher Widerstand: Bei
der Räumung des Hauses

„Liebig 34“ bringen Polizisten 
eine Bewohnerin durch ein

Fenster aus dem Gebäude

Niklas Schrader, Mitglied der 
Partei Die Linke und des 
Abgeordnetenhauses in Berlin

WIR SEHEN AKTUELL, DASS DIE

GEWALT SICH HEMMUNGSLOS GEGEN

DIE STAATSMACHT, ABER AUCH

GEGEN POLITISCHE GEGNER RICHTET

Thomas Haldenwang
Präsident des Bundesamts für Verfassungsschutz
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Starke Gegenwehr: Im Oktober 2020 führen Polizisten in der
Rigaer Straße Demontranten ab, die gegen eine Räumung des

besetzten Hauses „Liebig 34“ protestieren 

für die Freiheit ist stärker als jede Auto-
rität.“ Direkt darüber: „Das ganze Haus
hasst die Polizei“. Ihr Revier, ihre Regeln.
So sehen sie das. 

An einem Julimorgen im vergangenen
Jahr besuchte der Rechtsanwalt Markus
Bernau die Rigaer Straße. Als Jurist ver-
tritt er den Eigentümer eines Hauses, das
zum Szeneobjekt wurde: „Rigaer 94“, teil-
besetzte Festung der radikalen Linken.
Mit dem Hausverwalter wollte er sich
drinnen ein Bild des Zustands machen.
Doch an der Pforte wurden sie abgewie-
sen. Kurz danach stürmte ein Pulk Ver-
mummter auf sie zu. Die Angreifer, erin-
nert sich Bernau, hätten ihnen Pfeffer-
spray ins Gesicht gesprüht, einer habe
mit einer Eisenstange losgeprügelt. Dann
heulten Polizeisirenen auf. Die Ver-
mummten flüchteten in das Haus. Es ist
laut Verfassungsschutz „Ausgangspunkt
und Rückzugsort von bzw. nach militan-
ten Aktionen“. 

Anwalt Bernau setzt sich im Auftrag
des Eigentümers – der Firma Lafone In-
vestments Limited mit Sitz in Großbri-

Rund ein Drittel der Abgeord-
neten der Bundestagsfraktion
der Linken unterstützt offen

Gruppierungen, die im Bund oder ih-
ren Heimatbundesländern vom Ver-
fassungsschutz beobachtet werden.
Dies trifft laut einer Auswertung von
WELT AM SONNTAG auf mindes-
tens 20 der 69 Parlamentarier zu.
Sechs von ihnen bestätigten auf An-
frage ihre Mitgliedschaft in den frag-
lichen Organisationen, andere haben
sich in der Vergangenheit öffentlich
zu diesen bekannt, die Anfrage aber
unbeantwortet gelassen.

Mindestens 15 Bundestagsabge-
ordnete sind Mitglieder von Grup-
pen, die das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz (BfV) zu den „extre-
mistischen Strukturen der Partei
Die Linke“ zählt. Dazu gehören die
Sozialistische Linke, die Antikapita-
listische Linke, die Kommunistische
Plattform und Marx21. Diese Zu-
sammenschlüsse innerhalb der Par-
tei arbeiten laut Einschätzung des
BfV auf einen „grundsätzlichen Sys-
temwechsel“ hin. 

Der Sozialistischen Linken wer-
den derzeit rund 1000 Mitglieder
zugerechnet. Laut eigener Darstel-
lung ist es Ziel der Gruppierung, das
kapitalistische System zu überwin-
den. Dazu würden „möglichst breite
Bündnisse im linksextremistischen
Spektrum“ gebildet, heißt es im Jah-
resbericht des BfV. 

Zuletzt geriet die Gruppierung
Marx21 in die Schlagzeilen. Am
Samstag wählten die Linken die
hessische Landtagsabgeordnete Ja-
nine Wissler zur neuen Parteivor-
sitzenden. Wissler war zum Zeit-
punkt der Bekanntmachung ihrer
Kandidatur Mitglied bei Marx21.
Laut Angaben des BfV kämpft die
Gruppierung, der rund 1000 Mit-
glieder angehören, für die Errich-
tung einer „kommunistischen Ge-
sellschaftsordnung“. Mit Blick auf
ihre Kandidatur beendete Wissler
ihr Engagement bei Marx21 und der
Sozialistischen Linken. Das sei „üb-
lich und richtig“, erklärte die Kandi-
datin. Inhaltlich distanzierte Wiss-
ler sich nicht.

Deutlich werden verfassungs-
feindliche Tendenzen auch in den
Reihen der Antikapitalistischen Lin-
ken, die sich selbst als „Brücken-
glied“ zwischen der Partei Die Linke
und außerparlamentarischen links-
radikalen Strömungen versteht. Man
erwarte, „dass sich die gesamte Füh-
rung der Linken offensiv für Ent-
eignung/Wiederaneignung und So-
zialismus ausspricht“, heißt es auf
der Internetseite der Vereinigung.
Im Gründungsaufruf, den 2006 auch
die spätere Parteichefin Sahra Wa-
genknecht unterzeichnete, beschwo-
ren die Mitglieder den Kampf gegen
das „neoliberale Parteienkartell“.

Viele Linke-Abgeordnete sind zu-
dem Mitglieder der Vereinigung der
Verfolgten des Naziregimes – Bund
der Antifaschistinnen und Antifa-
schisten (VVN-BDA). Die VVN-BDA
steht in Bayern und Baden-Würt-
temberg unter Beobachtung, wie ei-
ne Abfrage dieser Zeitung ergab. Der
Hamburger Verfassungsschutz teil-
te mit, die Gruppierung werde als
„extremistisch beeinflusste“ Orga-

nisation eingestuft. Drei Bundes-
tagsabgeordnete der Linken aus die-
sen drei Bundesländern bekennen
sich zu VVN-BDA. 

In Nordrhein-Westfalen gilt der
Verein als linksextremistisch beein-
flusste Vorfeldorganisation der
Deutschen Kommunistischen Partei
(DKP). Auch in Niedersachsen er-
kennt der Verfassungsschutz Bezü-
ge zu linksextremen Gruppierungen
und der DKP. Eine Beobachtung fin-
det in diesen beiden Ländern aber
nicht statt. 

Die VVN-BDA verlor im Novem-
ber 2019 ihre Gemeinnützigkeit,
nachdem der bayerische Verfas-
sungsschutz sie als „bundesweit
größte linksextremistisch beein-
flusste Vereinigung im Bereich des
Antifaschismus“ bezeichnete. Un-
terstützer der VVN-BDA würden
sich nicht nur gegen den Rechtsex-
tremismus engagieren, sondern alle
„nicht marxistischen Systeme“ als
potenziell faschistisch ablehnen.
Die bayerische Linke-Abgeordnete
Simone Barrientos kritisiert, es sei

nicht hinnehmbar, dass „ausgerech-
net die Organisation, in der sich
Überlebende des Naziterrors zu-
sammenfanden“, als extremistisch
eingestuft werde. Der Verein war im
Jahr 1947 von Widerstandskämpfern
und Verfolgten des Nationalsozialis-
mus gegründet worden. 

Die Beobachtung einzelner linker
Parlamentarier hat das Bundesamt
für Verfassungsschutz zurückgefah-
ren. Nach Informationen von WELT
AM SONNTAG stehen bundesweit
nur noch drei Linke-Politiker unter
Beobachtung – alle wegen ihrer Nä-
he zur verbotenen kurdischen Arbei-
terpartei PKK, die hierzulande als
Terrororganisation gilt. Noch in der
vorangegangenen Legislaturperiode
standen 25 Linke-Bundestagsabge-
ordnete im Visier der Sicherheitsbe-
hörde. Nachdem sich mehrere Poli-
tiker der Partei ab 2013 juristisch ge-
gen ihre Beobachtung gewehrt hat-
ten, gab das Bundesinnenministeri-
um 2014 bekannt, Abgeordnete des
Bundestags künftig „generell“ nicht
mehr beobachten zu lassen.

Die Linke und die Extremisten
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Manchmal kokettiert Kasek mit sei-
nem Ruf. Bei Instagram postete er zuletzt
ein Foto, das ihn mit einem Baseballschlä-
ger über der Schulter zeigt. Auf seinem
schwarzen Pullover steht „Antifaschist“.
Als er beim G-20-Gipfel 2017 in Hamburg
an der „Welcome to Hell“-Demo teil-
nahm, tauchte ein Video des Grünen-Po-
litikers in einem mehrheitlich schwarz
gekleideten Pulk auf – Auge in Auge mit
Polizisten in Kampfmontur. Während
sich viele seiner Parteikollegen von der
Gewalt der Demonstranten distanzier-
ten, twitterte Kasek: „Die Eskalation bei
der Demo ging von der Polizei aus. Das
war völlig überzogen.“ 

HAMBURG
So wie Kasek reisten im Juli 2017 Tausen-
de Linksradikale aus ganz Europa an, um
gegen das G-20-Treffen der führenden
Industrienationen zu protestieren. Die
Lage eskalierte, als die autonome „Welco-
me to Hell“-Demo aufgelöst wurde. Es
kam zu Hunderten Verletzten auf beiden
Seiten, Polizei und Demonstranten.

Einen Tag später, gegen 6.30 Uhr, bog
ein schwarzer Pulk auf die Straße Ron-
denbarg ein. In dem Gewerbegebiet, vier
Kilometer vom Schanzenviertel entfernt,
trafen etwa 150 Vermummte auf die Fest-
nahmeeinheit „Blumberg“ der Bundespo-
lizei. Es dauerte keine Minute, bis die Si-
tuation außer Kontrolle geriet. Aus dem
schwarzen Block flogen faustgroße Stei-
ne, Nebeltöpfe und Böller. Die Polizei
stellte bei den Angreifern sechs Handfa-
ckeln, drei Stahlseile und Hämmer fest. 

Anfang Dezember 2020 hat das Aufei-
nandertreffen ein Nachspiel vor Gericht.
In Hamburg sind im „Rondenbarg-Ver-
fahren“ drei junge Männer und zwei jun-
ge Frauen angeklagt. Sie sollen Teil der
vermummten Gruppierung gewesen sein.
Es ist der Auftakt einer großen juristi-
schen Aufarbeitung. In zehn Verfahren
stehen insgesamt 76 Personen vor Ge-
richt. In weiteren G-20-Verfahren spra-
chen Richter bereits Dutzende Urteile. 

Ein Mann, der bei den G-20-Protesten
mitmarschierte, ist der damalige Linken-
Abgeordnete Martin Dolzer. Offiziell, so
sagt er, als Beobachter. Am Rande der
Ausschreitungen gab der 53-Jährige da-
mals dem russischen Propagandasender
„Russia Today“ ein Interview. Der Polizei
warf er darin „militärische“ Manöver vor.
Beamte hätten die Protestierenden ange-
griffen, nicht andersherum. Auch danach
ergriff er Initiative für die Szene. Mal for-
derte Dolzer vom Senat umfangreiche
Antworten zu freiheitsentziehenden
Maßnahmen durch Beamte. Mal kritisier-
te er die Auflösung eines Protestcamps in
Entenwerder. Dieses war laut des Landes-
amtes für Verfassungsschutz von Akteu-
ren aus dem „gewaltbereiten autonomen
Spektrum“ rund um den Szenetreff „Rote
Flora“ organisiert worden. 

Wie weit der Einfluss von Linksextre-
misten in der Hansestadt reicht, offen-

bart auch die Rolle der Gruppierung „Ro-
ter Aufbau Hamburg“ (RAH). Drei Be-
schuldigte im „Rondenbarg-Verfahren“
werden dieser gewaltbereiten Vereini-
gung zugerechnet. Zum 40. Todestag der
RAF-Terroristin Ulrike Meinhof schrieb
RAH 2016 auf Facebook: „Wir verneigen
uns vor einer Intellektuellen ...“

Für ihre Bündnispartner ist das offen-
bar in Ordnung. Bei einer Demonstration
gegen die Verschärfung der Sicherheits-
gesetze in Hamburg trat RAH offiziell als
Mitinitiator auf – neben dem Landesver-
band der Partei „Die Linke“, der Grünen
Jugend und der Hamburger Studenten-
vertretung Asta. Auch bei einem Aufzug
gegen hohe Mieten 2018 kam es zum
Schulterschluss. Damals gingen mit RAH
laut dem Aufruf der Initiatoren unter an-
derem Ver.di Hamburg, Attac und die Lin-
ken-Abgeordnete Heike Sudmann auf die
Straße. 

Verfassungsschützer interessieren sich
in letzter Zeit auch für Bestrebungen der
Grünen Jugend Hamburg. Mindestens an
zehn Veranstaltungen nahmen Mitglieder
der Jugendorganisation seit 2018 teil, bei
denen als linksextremistisch eingestufte
Gruppierungen wie die Interventionisti-
sche Linke (IL) mitmischten. Das bun-
desweite Netzwerk von geschätzt 1000
radikalen Linken strebt laut BfV einen
„revolutionären Bruch mit dem Kapitalis-
mus“ an. 

Der Bundestagsabgeordnete Christoph
de Vries (CDU) beobachtet, wie Trennli-
nien zwischen friedlichen und militanten
Linksextremen in seiner Heimatstadt
verschwimmen: „In Hamburg sind Links-
extreme so hemmungslos, dass sie Politi-
ker auf dem Weg zur Kita trotz Polizei-
schutz angreifen.“ Gemeint ist Hamburgs
Innensenator Andy Grote (SPD), der En-
de 2019 attackiert wurde. Als sein Dienst-
wagen an einer Kreuzung stoppte, warfen
maskierte Täter Steine und Farbflaschen
auf das Auto. Auf dem Kindersitz saß sein
dreijähriger Sohn. Die Polizei ging früh
von einem politisch motivierten Anschlag
aus. Denn Grote steht wegen seiner Hal-

tung zu den G-20-Krawallen im Visier
von Linksradikalen. Er hatte die Randa-
lierer in die Nähe von Terroristen ge-
rückt. 

BERLIN
Ende Januar im Bezirksamt Friedrichs-
hain-Kreuzberg, achter Stock. Florian
Schmidt kommt aus seinem Büro. Wie er-
klärt der Baustadtrat seine Politik? Was
sagt er zu den Vorwürfen gegen seine Per-
son? Aber bis zum Formulieren dieser
Fragen kommt es erst gar nicht. Als
Schmidt „Rigaer94“ hört, verweist er auf
die Pressestelle und ergreift mit schnel-
len Schritten die Flucht. Eine Nachfrage,
warum er vor einem Gespräch davonren-
ne, lässt er im Flur unbeantwortet.

Über fünf Monate hatte WELT AM
SONNTAG zuvor versucht, mit dem Grü-
nen ins Gespräch zu kommen. Mehrere
schriftliche Anfragen ließ er unbeantwor-
tet. Die Pressestelle schickte Anfang 2021
eine Ein-Satz-Absage: „Florian Schmidt
steht nicht für ein Interview zur Verfü-
gung.“ Eine Begründung konnte die Spre-
cherin auf Nachfrage nicht nennen. 

Im Gegensatz zu Schmidt gibt es Abge-
ordnete wie Niklas Schrader (Die Linke),
die offen über ihre Unterstützung spre-
chen. Schrader, 39, kämpfte lange um den
Erhalt des besetzten Hauses „Liebig34“,
das im Oktober 2020 geräumt wurde.
Noch heute setzt er sich für die „Riga-
er94“ ein. „Ich sehe es als eine wichtige
Aufgabe an, das Absterben linksalternati-
ver Räume in Berlin zu stoppen“, sagt er.
Seine Rolle bestehe darin, „staatliches,
repressives Handeln“ zu kontrollieren.
Auch er macht dies unter anderem durch
parlamentarische Anfragen an die Behör-
den. Auf Twitter teilt er dann die Antwor-
ten, kritisiert „martialische“ oder „res-
pektlose“ Polizeieinsätze. 

Auffällig still wird es auf Schraders
Profil, wenn es um Gewalt aus dem Um-
feld der Hausbesetzer geht. Das liegt of-
fenbar auch daran, dass er aus der Szene
kaum Gewalttaten wahrnimmt. Schrader
sagt, er habe zeitweise in Kontakt zu Be-

setzern der „Liebig34“ gestanden. Das
Militanteste, was er diesen Leuten zu-
schreiben könne, sei ein Konfettiwurf im
Abgeordnetenhaus. 

Nur ein Konfettiwurf? Anwalt Ferdi-
nand Wrobel, der den Eigentümer von
„Liebig34“ bis zur Räumung vertrat, hat
anderes erlebt. Anfang 2020 zündeten
Unbekannte Wrobels Seat vor seiner
Haustür in Berlin an. Auf den Kindersitz
der Tochter kippten die Täter Buttersäu-
re. Rosarot prangte auf der Motorhaube
ihre Botschaft: „L34 stays“ – „Liebig34
bleibt“. Davor und danach wurde er im
Internet verächtlich gemacht und in ei-
nem Beitrag für tot erklärt. „Was ich hier
erlebe“, sagt Wrobel, „ist blanker Terro-
rismus.“ 

Schrader sagt, dass er Angriffe aus dem
Unterstützerkreis der Häuser verurteile.
Im teilbesetzten Haus „Rigaer94“ gebe es
zwar vereinzelt Linksmilitante, die bereit
seien, Gewalt anzuwenden. Das ändere
aber nichts an seiner grundsätzlichen
Auffassung. 

LEIPZIG
Auch in Leipzig wird der Kampf um be-
zahlbaren Wohn- und autonomen Frei-
raum seit Jahren brutaler. 2019, in der
Nacht zum Tag der deutschen Einheit,
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den, erhielt Morddrohungen. Über Twit-
ter verbreitete sich ein Bild: Vermummte
recken ein Plakat in die Höhe: „Padovicz,
aus der Traum! Bald liegst Du im Koffer-
raum.“ Eine Anspielung auf Hanns Mar-
tin Schleyer, den Arbeitgeberpräsidenten,
der 1977 von der RAF ermordet und des-
sen Leichnam in einem Kofferraum ge-
funden wurde. 

Reden möchte auch Bayram über ihre
Rolle in dem Konflikt nicht. Drei schriftli-
che Anfragen ließ sie unbeantwortet.
Nach mehreren Telefonaten meldeten
sich ihre Mitarbeiter nicht mehr zurück. 

HAMBURG
Es gab eine Zeit, als der Verfassungs-
schutz Abgeordnete mit radikal linken
Ansichten umfangreich beobachtete.
Noch im Jahr 2013 stand fast jeder Zweite
der Bundestagsfraktion der Partei Die
Linke unter Beobachtung – darunter Grö-
ßen wie Gregor Gysi und Sahra Wagen-
knecht. 

Das ist heute anders. Seit einem Urteil
des Bundesverfassungsgerichts vom Sep-
tember 2013 gelten höhere Hürden, um
den Eingriff in das freie Mandat zu recht-
fertigen. Nach Informationen von WELT
AM SONNTAG stehen deutschlandweit
nur noch drei Linken-Abgeordnete unter
Beobachtung. Ihnen wird allen eine Nähe
zur verbotenen kurdischen Arbeiterpartei
PKK vorgeworfen, die in Deutschland als
Terrororganisation gilt. Laut Bundesre-
gierung sei die „Tötung von Menschen“
ein Mittel der PKK, um ihre politischen
Ziele durchzusetzen – auch und vor allem
auf dem Staatsgebiet der Türkei. 

Zwei Politiker aus Hamburg fallen
durch eine Nähe zu der Terrororganisati-
on auf: Zum einen Fraktionschefin Cansu
Özdemir, 32. Zum anderen Martin Dolzer,
der Mann also, der bei den G-20-Protes-
ten der Polizei gezielte Angriffe auf De-
monstranten vorgeworfen hatte. Dolzer
verglich PKK-Gründer Abdullah Öcalan
2019 mit Südafrikas Friedenskämpfer
Nelson Mandela und trat aus Solidarität
zum inhaftierten Öcalan in einen mehrtä-
gigen Hungerstreik. Auf eine Anfrage ant-
wortete Dolzer nicht.

Özdemir geriet bereits im Jahr 2011 ins
Visier von Verfassungsschützern, nach-
dem sie einen Kurdischen Frauenrat ge-
gründet hatte. Die Sicherheitsbehörden
nahmen an, Özdemir unterhalte Verbin-
dungen ins direkte Umfeld der PKK.
Mittlerweile habe das Landesamt ihr mit-
geteilt, die Beobachtung sei beendet, sagt
Özdemir. Sie bleibt dabei: In ihren Augen
sei die PKK keine Terrororganisation. 

BERLIN
Der 9. Oktober 2020 zieht herauf. Kampf-
tag an der Rigaer Straße. Die Räumung
von „Liebig34“ steht bevor, und die Szene
ruft zum Widerstand auf. Im Morgen-
grauen reihen sich Hunderte Polizisten in
Schutzmontur vor dem besetzten Haus
auf. Ihnen gegenüber steht ein großer
Pulk an Demonstranten. Flaschen und
Steine fliegen aus der Menge. Kurz nach
halb acht liefern sich Radikale und Beam-
te im Tumult Faustkämpfe. Aus Lautspre-
chern dröhnt: „Liebig34 lebt, Liebig34
bleibt.“ Es hilft nichts. Am Ende dieses
Tages ist das Objekt geräumt. Hinter den
Mauern offenbart sich ein Bild der Zer-
störung. Im vermüllten Innenhof: Sta-
cheldraht, Straßenschilder, eine alte
Waschmaschine. Die Seiteneingänge: teil-
weise mit Metallplatten und dicken Be-
tonschichten verbarrikadiert. 

„Liebig34“ ist Geschichte, die Festung
„Rigaer94“ steht weiter. Wie lange noch? 

Im Konflikt um den Brandschutz hat
die Berliner Senatsinnenverwaltung dem
Bezirksamt nach einer eingeleiteten Prü-
fung die Beseitigung der Mängel aufer-
legt. Baustadtrat Schmidt musste reagie-
ren. Ende 2020 forderte er den Haus-
eigentümer zur Erstellung eines Brand-
schutzgutachtens im Haus auf. Nach ei-
ner Klage des Eigentümers ist die Polizei
nun dazu verpflichtet, den Gutachter bei
einer Inaugenscheinnahme vor Ort zu
schützen. Mitte März soll es zum Einsatz
an der „Rigaer94“ kommen.

Für Schmidt ist die Situation allemal
ungemütlich. Ende Januar drang laut Me-
dienberichten eine Gruppe Vermummter
ins Bezirksamt ein, um den Baustadtrat
aufzusuchen. Da der Grünen-Politiker
nicht vor Ort war, klebten sie eine Bot-
schaft an die Wand, die man auch als Dro-
hung verstehen kann: „Rigaer94 bleibt“.

Nachdem der Baustadtrat über Mo-
nate nicht mit dieser Zeitung reden
wollte, meldete er sich kurz vor Redak-
tionsschluss doch noch. Seiner Auffas-
sung nach bestand bis Ende 2020 „keine
unmittelbare Gefahr für Leib und Le-
ben“ in der „Rigaer94“. Daher habe man
lange auf Deeskalation gesetzt. Vorwür-
fe, er dulde Linksextremisten, seien
„absurd“. Denn das Bezirksamt sei nur
für das Gebäude, nicht aber für die Be-
wohner zuständig.

Im Innenhof des besetzten Hauses
prangt bis heute in dunkelroter Schrift ei-
ne „deadlist“. Mehrere Namen sind un-
tereinander aufgelistet, Politiker, Polizis-
ten, an fünfter Stelle steht der Name ei-
nes der bedrohten Anwälte: „Bernau“.

WAS ICH HIER
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FERDINAND WROBEL,
Anwalt der Eigentümer des
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Hauses „Liebig34“
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G20-Gipfels in 
Hamburg 2017 kam es

immer wieder zu 
gewalttätigen 

Ausbrüchen. Tausende
Linksradikale aus ganz

Europa waren 
angereist. Blockaden

wurden errichtet, Autos
in Brand gesetzt
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Martin Dolzer, Mitglied der 
Partei Die Linke und bis 
2020 Abgeordneter der 
Hamburgischen Bürgerschaft 

zündeten Unbekannte an der Prager Stra-
ße drei Kräne einer Baufirma an. Es ent-
stand ein Millionenschaden. Einen Monat
später brannten weitere Baufahrzeuge. 

Doch besonders ein Vorfall schockiert
die Ermittler: Wenige Wochen später, im
November 2019 suchten zwei Maskierte
die Prokuristin einer Immobilienfirma,
Claudia P., in ihrer Privatwohnung auf und
prügelten mit Faustschlägen auf das Ge-
sicht der Frau ein. Mit den Worten „Viele
Grüße aus Connewitz“ sollen die Angrei-
fer den Tatort verlassen haben. In einem
Bekennerschreiben heißt es, der Angriff
sei eine Protestaktion gegen Luxuswoh-
nungen in dem Bezirk. Man wollte die Ver-
antwortliche dort „treffen, wo es ihr auch
wirklich weh tut: in ihrem Gesicht“.

Grünen-Stadtrat Jürgen Kasek, der
Mann mit dem Baseballschläger, klingt
nachdenklich, wenn es um die jüngsten
Gewaltausbrüche geht. Ihm mache es
Sorgen, dass sich Strukturen am linken
Rand von der restlichen Szene abkoppeln.
Viele hätten das Gefühl, dass die Behör-
den auf dem rechten Auge blind seien.
„Da passieren zwei Dinge: Die einen re-
signieren. Und die anderen radikalisieren
sich.“ Er wolle eine dritte Option aufzei-
gen. Kreativen Gegenprotest, zivilen Un-
gehorsam. Dass er damit anecke, damit
könne er leben. 

Bislang konnten die Täter des Angriffs
auf die Immobilienunternehmerin nicht
identifiziert werden. Einen Ermittlungs-
erfolg gab es dafür im Fall eines Brandan-
schlages in Rodewisch. Ende 2020 wurde
ein Student festgenommen. Er hatte sich
bei Facebook zuvor kritisch über die an-
gegriffene Bautzener Baufirma geäußert.
Deren Inhaber sei Großspender der AfD.
Nach wenigen Wochen kam der Beschul-
digte wieder frei – auch dank der Arbeit
seines prominenten Strafverteidigers:
Jürgen Kasek. 

BERLIN
Politische Unterstützung für Linksradi-
kale hat in Friedrichshain Tradition.
Schon Hans-Christian Ströbele, langjäh-
riger grüner Bundestagsabgeordneter für
den Bezirk, vertrat als Anwalt RAF-Terro-
risten und Berliner Hausbesetzer. Ströbe-
les Rolle nimmt heute in gewisser Weise
Canan Bayram ein. Die 54-Jährige, gebo-
ren in der Türkei und aufgewachsen am
Niederrhein, trat 2009 aus der SPD aus
und bei den Grünen ein. Im Bundestags-
wahlkampf 2017 warb Bayram mit einem
Slogan, der in ihrem Bezirk gut ankommt:
„Bayram wählen, heißt Spekulant*innen
quälen.“

Auch sie ergreift Initiative für Berlins
Hausbesetzer. Das zeigte sich im vergan-
genen Jahr, als die Räumung des Szene-
hauses „Liebig34“ näherrückte. Bereits
Ende 2018 war der zehnjährige Pachtver-
trag ausgelaufen. Dennoch sah Bayram
die Schuld nicht bei den Besetzern, son-
dern bei Eigentümer Gijora Padovicz.
„Damit eskaliert die Situation auf Ihr Be-
treiben hin“, warf sie ihm in einem
Schreiben vor. Die Grünen-Politikerin sä-
te zudem Zweifel am Gerichtsurteil zur
Räumung. Sie sorge sich um das „Anse-
hen unseres Rechtsstaates“. 

Unternehmer Padovicz war da schon
längst zum Hassobjekt der Szene gewor-


